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Die Reserven der Krankenkassen in der Gesetzlichen Kranken-
versicherung sind – allen Unkenrufen der Kassenchefs im Som-
mer 2016 zum Trotz – bestens gefüllt. Wie die „Frankfurter All-
gemeine Zeitung“ mit Verweis auf eigene Recherchen berich-
tet, erwirtschaft eten die 113 Kassen für das Jahr 2016 einen 
Überschuss von 1,3 Milliarden Euro, die Rücklagen stiegen auf 
16 Milliarden Euro. Für 2015 war noch ein Verlust von 1,2 Mil-
liarden Euro ausgewiesen worden. Allerdings fi el das Plus ge-
ringer aus als noch im September 2016 erwartet. „Off ensicht-
lich machen vielen Kassen steigende Ausgaben schwer zu schaf-
fen“, so die „FAZ“. Der Ausgabenzuwachs habe am Jahresende 
bei 3,8 Prozent gelegen.

Profi tiert haben demnach erneut die AOKen, während alle 
anderen Kassenarten „ihre Zahlen teils dramatisch verschlech-
tert“ hätten. Entspannung beim Thema Zusatzbeiträge sei da-
her nicht in Sicht, zumal deren Anhebung 2017 nur mit einer 
Finanzspritze von 1,5 Milliarden Euro aus der Reserve des Ge-
sundheitsfonds verhindert werden konnte.

Im Wahlkampfj ahr 2017 intensiviert sich daher auch die Dis-
kussion um die Zukunft  des Systems. Als gefährlich sehe die 
Zahnärzteschaft  aktuelle wahlkampft aktische Äußerungen 
zur Einführung einer Bürgerversicherung und damit kom-
pletten Umstrukturierung des deutschen Gesundheitssystems 
an, heißt es im aktuellen „Klartext“ der Bundeszahnärztekam-
mer (BZÄK). Nach wie vor sei das duale deutsche Gesundheits-
system weltweit eines der besten. Zweifellos müssten in einer 
älter werdenden Gesellschaft  Verbesserungen von der Politik 
angegangen werden. Allerdings dürfe dabei die Leistungsfä-
higkeit des Systems nicht gefährdet werden.

Grundsätzlich sei das duale Gesundheitssystem aus Gesetz-
licher Krankenversicherung (GKV) und Privater Krankenver-
sicherung (PKV) in Konkurrenz zueinander ein solides Modell. 
Es schütze vor Kartellstrukturen einzelner Versicherungen 
und befördert durch seine Konkurrenzsituation den Service 
bei den Versicherungen und deren Innovationsfreude. Unab-
hängig vom Einkommen haben alle Bürger freie Arztwahl und 
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Privat krankenversicherte selbstständige 
Frauen, die eine private Krankentagegeld-
versicherung abgeschlossen haben, bekom-
men einen Anspruch auf Zahlung von 
Krankentagegeld auch während der Schutz-
fristen nach dem Mutterschutzgesetz. Eine 
entsprechende Änderung des Versiche-
rungsvertragsgesetzes (VVG) wurde vom 
Deutschen Bundestag am 16. Februar 2017 
mit dem Heil- und Hilfsmittelversorgungs-
gesetz (HHVG) verabschiedet.

Der Dentista e.V., der sich bereits seit Jah-
ren für die Absicherung von selbstständigen 
Zahnärztinnen und Zahntechnikerinnen 
eingesetzt hat, die rund um die Geburt und 
die ersten Wochen mit dem Kind keine be-
rufl iche Tätigkeit leisten wollten oder konn-
ten, begrüßte die Neuregelung. Bislang seien 
alle Versuche an dem Dogma gescheitert, 
dass Schwangerschaft  keine Krankheit sei 
und schwangerschaft sbedingte Ausfälle 
nicht versicherungsfähig seien. Dass dieses 
Dogma falle, geht zurück auf ein jahres-
langes „Bohren ganz dicker Bretter“ der 
Frauen-Union in der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion unter Vorsitz von Annette Wid-
mann-Mauz, MdB.

Inwieweit diese neue Leistung der PKV 
selbstständigen Zahnärztinnen tatsächlich 
über den Verdienstausfall in der Zeit des 
Mutterschutzes hinweghilft , wird abzuwar-
ten sein, heißt es. Die neue gesetzliche Re-
gelung bietet grundsätzlich mehr Mutter-
schutzgerechtigkeit unter angestellten und 
selbstständigen Zahnärztinnen.

 Mehr dazu auf dzw.de

profi tieren vom medizinischen Fortschritt. Es gehe damit sozial wesent-
lich gerechter zu als in fast allen anderen Staaten der Welt.

„In Deutschland fi nanzieren die beiden Versicherungssysteme eine 
gemeinsame medizinische Infrastruktur. Gäbe es nur das einheitliche 
gesetzliche Vergütungssystem, wären sämtliche ärztliche Leistungen 
nach GKV-Vorbild budgetiert – es käme zu deutlichen Leistungseinschnit-
ten. Der Wettbewerb der Systeme kommt letztlich allen Patienten zugu-
te“, so BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel. Für die Verbesserung des hoch-
komplexen Gesundheitssystems gebe es keine simplen Lösungsmodel-
le wie eine Bürgerversicherung. „Es gibt konsequenterweise nur eine Al-
ternative: Beide Systeme sind zu stärken und fi t zu machen für die Zu-
kunft . Die BürgerverUnsicherung ist reiner Wahlkampf-Populismus.“
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Was bringt die IDS für die Zahntechnik? 
Mehr dazu in der DZW ZahnTechnik „IDS-Vorschau“ 3/17,
die dieser Ausgabe beiliegt
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Konsequenzen und Nutzen der Gefährdungs-
beurteilung für Unternehmen und Praxen

Gesundheitsvorsorge: Dr. Wolfram Schön zur Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen am Arbeitsplatz (2)

Der folgende Beitrag ist der zweite Teil einer 
dreiteiligen Serie zum Thema „Gefährdungs-
beurteilung psychischer Belastungen“ (GB-
psych) am Arbeitsplatz. Im ersten Teil wur-
de der rechtlich-verpflichtende Rahmen des 
Präventionsansatzes dargestellt. Des Weite-
ren wurde das rasante Wachstum psychisch 
bedingter Erkrankungen wie auch deren 
mögliche Ursachen diskutiert. Im Folgenden 
werden mögliche Konsequenzen und Nut-
zenaspekte dargestellt.

Der Gesetzgeber verpflichtet seit dem Jahr 
2014 alle Unternehmen (Paragraf 5 Arbeits-
schutzgesetz – ArbSchG, Ziffer 6), eine Ge-
fährdungsbeurteilung auch in Bezug auf 
psychische Belastungen durchzuführen. 
Den arbeitsschutzrechtlichen Pflichten aus 
dem Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) ist nach-
zukommen. Verantwortlich für die Einhal-
tung der gesetzlichen Pflichten sind Ge-
schäftsleitungen und Führungskräfte. Bei 
Nichtbeachtung können Bußgelder ausge-
sprochen werden. Finanzielle Risiken erge-
ben sich aufgrund von Regressforderungen 
vonseiten der Rentenversicherungen und 
Berufsgenossenschaften. Die Gesamtkosten 
für Entgeltfortzahlung, Therapie- oder Re-
habilitationsmaßnahmen liegen bei psy-
chisch bedingten Erkrankungen nicht sel-
ten im sechsstelligen Euro-Bereich (Quelle: 
Hahnzog S.: „Psychische Gefährdungsbeur-
teilung“). Aber auch erkrankte Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter könnten sich gege-
benenfalls auf eine nicht durchgeführte Ge-
fährdungsbeurteilung (GBpsych) berufen.

Trotz der in Teil 1 genannten deutlichen 
Anstiege der Arbeitsunfähigkeitstage (AU-
Tage) und der klaren Gesetzeslage wird ent-
sprechend einer Studie von Lenßen (2015) 
die Gefährdungsbeurteilung psychischer 
Belastungen lediglich von etwa 16 Prozent 
der deutschen Betriebe umgesetzt (Quelle: 
Lenßen K.: „GBpsych am Arbeitsplatz“). An-
dere Quellen sehen den Anteil von Unter-
nehmen, die sich bereits mit dieser Art der 
Gefährdungsbeurteilung auseinanderge-
setzt haben, bei etwa 40 Prozent. 

Wichtiger erscheinen aber die innerbe-
trieblichen Folgen. Welche operativen Kon-
sequenzen sind für mittelständische Unter-
nehmen und Praxen denkbar? Zunächst ist 
festzustellen: Abwesende Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter nehmen nicht am Arbeits- 
und Wertschöpfungsprozess teil. Fehlzeiten 
verursachen Störungen im Arbeitsablauf, 
erzwingen das Umverteilen von Tätigkeiten 

und Umorganisation und führen so zu ei-
ner Erhöhung der Arbeitsbelastung und 
nicht selten zu einer Erhöhung der Unzu-
friedenheit in der Gesamtbelegschaft. Das 
folgende Szenario „Außendienst“ stellt mög-
liche Auswirkungen längerer Fehlzeiten ex-
emplarisch dar. 

Der Außendienst hat in nahezu jeder Or-
ganisation eine Schlüsselfunktion für den 
unternehmerischen Erfolg. Obwohl der Ver-
trieb definitionsgemäß nicht direkt am 
Wertschöpfungsprozess teilnimmt, ist in 
der Industrie ein erfolgreiches Wirtschaften 
ohne vertriebliche Aktivitäten nur schwer 
vorstellbar. In der Dentalbranche ist der 
„Dental-Fachberater“ fest etablierter Be-
standteil in der Vermarktung von Gütern 
und Dienstleistungen, aber auch als geach-
teter Berater für die Zahnärzteschaft. 

Der Ausfall eines Vertriebsmitarbeiters 
und ein dadurch unbesetztes Vertriebsge-
biet gefährden direkt das Erreichen der Ver-
triebsziele in Bezug auf Umsatz, Kundenbe-
treuung, Neukundengewinnung und stra-
tegische Marktentwicklung. Beratungsleis-
tungen für zahnärztliche Kunden können 
nicht mehr oder nur eingeschränkt geleistet 
werden. Eine externe Interimslösung ist 
kostspielig und die „neuen“ Mitarbeiter 
müssen zunächst eingearbeitet werden.

Eine meist gewählte, vermeintlich „per-
fekte“ Lösung ist die interimistische Betreu-
ung des Verkaufsgebiets durch Vertriebsmit-
arbeiter angrenzender Verkaufsgebiete. Aber 
auch diese Kolleginnen und Kollegen müs-
sen sich zunächst in das „gerne übernom-
mene“ Gebiet und die Kunden einarbeiten. 
Dies führt, trotz aller Planungen, nicht sel-
ten zu einer steigenden Arbeitsintensität, 
steigender Arbeitszeitbelastung und damit 
zu einem schleichenden Verlust der Bera-
tungsqualität in beiden Vertriebsgebieten. 
Durch den bekannt hohen Serviceanspruch 
der Dental-Fachberater entsteht zudem ei-
ne persönliche Unzufriedenheit, weil nicht 
mehr die optimale Leistung am Kunden 
„Zahnarzt“ erbracht werden kann. Dies setzt 
eine Spirale mit steigender psychischer Be-
lastung in Gang und kann ein Einstieg in die 
Entwicklung psychischer Belastungszustän-
de sein.

Ein vergleichbares Szenario kann auch für 
jeden Arbeitsplatz im Innendienst dekliniert 
werden. Das Resultat ist zumeist ähnlich: 
Steigerung der psychischen wie mentalen 
Belastung durch Leistungsdruck, verlänger-
te Arbeitszeiten und das Gefühl, dass trotz 
der höheren Leistung und Arbeitsintensität 
Aufgaben nicht erledigt werden können.
Wenn Unternehmen eine solche Entwick-

lung ohne strukturelle Konsequenzen „lau-
fen lassen“, entsteht gegebenenfalls aus 
einem Einzelproblem ein Problem für eine 
ganze Abteilung, welches direkten Einfluss 
auf die Wertschöpfung der Abteilung und 
die Wettbewerbsfähigkeit des Gesamtunter-
nehmens am Markt haben kann.

Neben den oben genannten rechtlichen 
Aspekten sehe ich auch direkte wirtschaft-
liche und effizienzbezogene Argumente da-
für, sich mit dem Thema GBpsych auseinan-
derzusetzen. Eine gesunde, leistungsfähige 
Belegschaft garantiert einen reibungslosen 

Ablauf der Geschäftstätigkeit und sichert da-
mit die Wettbewerbsfähigkeit des Unterneh-
mens. Auch eine mögliche Reduktion der 
Arbeitsunfähigkeitstage ist ein lohnendes 
Ziel des Präventionsansatzes der Gefähr-
dungsbeurteilung psychischer Belastungen. 
Dazu kommen mitarbeiterorientierte As-
pekte, denn in einem nicht als belastend 
empfundenen Arbeitsumfeld entstehen Mo-
tivation, Leistungsbereitschaft und Identi-
fikation mit dem Team, der Führungskraft 
und dem Unternehmen.

Des Weiteren wirkt sich ein nicht belasten-
des Arbeitsumfeld positiv auf das Image 
eines Unternehmens bei Kunden und po-
tenziellen Bewerbern aus. In Zeiten eines 
Fach- und Führungskräftemangels und vor 
dem Hintergrund eines enger werdenden 
Bewerbermarkts kann ein positives, nicht 
belastendes Arbeitsumfeld ein wichtiger 
Wettbewerbsfaktor in der Personalgewin-
nung sein. Damit „zahlt“ ein positives Ar-
beitsumfeld auf das Unternehmensimage, 
das Employer-Branding und die Arbeitge-
bermarke ein. 

In der nächsten Ausgabe der DZW wird das 
Thema in einem abschließenden dritten Teil 
mit dem Schwerpunkt „Durchführungs-
aspekte“ fortgesetzt. 

Dr. Wolfram Schön, Wiesbaden

(wird fortgesetzt)
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Über den Autor

Dr. Wolfram Schön ist Inhaber der  
DSC Healthcare Managementberatung
mit Sitz in Wiesbaden. Er unterstützt 
Unternehmer und Praxen bei den 
Themen Strategie, Vertriebsprozesse  
und Organisationspsychologie. Mehr 
Infos unter www.dsc-healthcare-mb.de, 
E-Mail: info@dsc-hcmb.de.
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